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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Erleichterung der Annahme an Kindes Statt 


- Nr. 446 der 

mit 

Beschlüssen des 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Erleichterung 
der Annahme 
an Kindes Statt. 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Bei der Annahme an Kindes 
Statt kann von dem Erfordernis 
der Kinderlosigkeit (§ 1741 Satz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuches) 
Befreiung bewilligt werden. 


§ 2 

Über die Befreiung entscheidet 
das für die Bestätigung des An- 
nahmevertrages zuständige Amts- 
gericht. 

§ 3 

(1) Das Amtsgericht hat, so- 
weit diesnichtbereitsim 
Verfahren über die Be- 
stätigung des Annahme- 
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den 

23. Ausschusses 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Erleichterung 
der Annahme 
an Kindes Statt. 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Bei der Annahme an Kindes 
Statt kann von dem Erfordernis 
der Kinderlosigkeit (§ 1741 Satz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuches) 
Befreiung bewilligt werden. 

(2) Ehegatten, die gemeinschaft- 
liche Abkömmlinge haben und 
in häuslicher Gemeinschaft leben, 
können Befreiung nach diesem Ge- 
setz nur erhalten, wenn sie ge- 
meinschaftlich ein Kind annehmen 
wollen. 


§ 3 

(1) Das Amtsgericht hat die 
Beteiligten oder ihre gesetzlichen 
Vertreter sowie die Jugendämter 
zu hören, die für den Wohnsitz 
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Entwurf 

Vertrages geschieht, die 
erforderlichen Ermitt- 
lungen anzustellen. Es 
hat insbesondere vor der 
Entscheidung die Betei- 
ligten, gegebenenfalls 
derengesetzlicheVertre- 
ter sowie die für den 
Wohnsitz und bei Feh- 
len eines solchen die 
für den Aufenthalts- 
ort des Annehmen- 
den, seiner ehelichen 
Abkömmlinge und des 
Anzunehmenden zustän- 
digen Jugendämter zu 
hören. 

(2) Eheliche Abkömmlinge des 
Annehmenden, die das 1 6. Lebens- 
jahr vollendet haben, sind persön- 
lich zu hören. 


§ 4 

Die Befreiung soll nur bewil- 
ligt werden, wenn der Annahme 
an Kindes Statt keine überwie- 
genden Interessen der ehelichen 
Abkömmlinge des Annehmenden 
entgegenstehen und wenn keine 
Gefährdung des Anzunehmenden 
durch das Vorhandensein ehe- 
licher Abkömmlinge zu befürch- 
ten ist. Vermögensrechtliche In- 
teressen der Beteiligten sollen in 
der Regel nicht ausschlaggebend 
sein. 


§ 5 

Wird Befreiung bewilligt, so 
bedarf es keiner besonderen Be- 
freiung von dem Alterserforder- 
nis (§ 1745 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches). 

§ 6 . 


(1) Gegen den Beschluß, durch 
den die Befreiung bewilligt wird, 
findet kein Rechtsmittel statt. 

(2) Gegen eine Entscheidung, 
durch die der Antrag abgelehnt 
wird, steht dem Antragsteller die 
sofortige Beschwerde nach Maß- 
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und bei Fehlen eines solchen für 
den Aufenthaltsort des Anneh- 
menden, seiner minderjährigen 
ehelichen Abkömmlinge und des 
Anzunehmenden zuständig sind. 


(2) Eheliche Abkömmlinge des 
Annehmenden, die das vier- 
zehnte Lebensjahr vollendet 
haben, sind persönlich zu hören. 


§ 4 

Die Befreiung soll nur bewil- 
ligt werden, wenn der Annahme 
an Kindes Statt keine überwie- 
genden Interessen der ehelichen 
Abkömmlinge des Annehmenden 
entgegenstehen und wenn keine 
Gefährdung der Interessen des 
Anzunehmenden durch das Vor- 
handensein ehelicher Abkömm- 
linge zu befürchten ist. Vermö- 
gensrechtliche Interessen der Be- 
teiligten sollen in der Regel nicht 
ausschlaggebend sein. 


§ 5 

Unverändert. 


§ 6 

(1) Das Verfahren ist eine An- 
gelegenheit der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit. 

(2) Gegen den Beschluß, durch 
den die Befreiung bewilligt wird, 
findet kein Rechtsmittel statt. 

(3) Gegen eine Entscheidung, 
durch die der Antrag abgelehnt 
wird, steht dem Antragsteller die 
sofortige Beschwerde nach Maß- 



Entwurf 

gäbe der für das Verfahren in 
Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit geltenden Be- 
stimmungen zu. 

§ 7 

Im Verfahren über den Antrag 
auf Befreiung von dem Erfor- 
dernis der Kinderlosigkeit wer- 
den keine Gebühren erhoben. 


§ 8 

(1) Das Gesetz tritt am zehn- 
ten Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Es tritt mit dem Ende 
des Jahres 1952 außer Kraft, Be- 
reits anhängige Verfahren sind 
durchzuführen. 


(2) Mit dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes treten die Gesetze 
zur Erleichterung der Annahme 
an Kindes Statt des Landes 
Württemberg-Hohenzollern vom 
25. Februar 1949 (Regierungs- 
blatt für das Land Württemberg- 
Hohenzollern S. 81) und des Lan- 
des Rheinland-Pfalz vom 21. April 
1949 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz Teil I S. 143) außer 
Kraft. Anhängige Beschwerden, 
die nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes nicht mehr zulässig wären, 
gelten als erledigt. 
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gäbe der für das Verfahren in 
Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit geltenden Be- 
stimmungen zu. 

§ 7 

Unverändert. 


§ 8 

(1) Das Gesetz tritt am vier- 
zehnten Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. Es tritt mit dem 
Ende des Jahres 1952 außer 
Kraft; in diesem Zeitpunkt an- 
hängige Verfahren sind durchzu- 
führen. 

(2) Mit dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes treten die Gesetze 
zur Erleichterung der Annahme 
an Kindes Statt des Landes 
Württemberg-Hohenzollern vom 
25, Februar 1949 (Regierungs- 
blatt für das Land Württemberg- 
Hohenzollern S. 81) und des Lan- 
des Rheinland-Pfalz vom 21. April 
1949 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz, Teil I S. 143) sowie 
die Rechtsanordnung des Kreis- 
präsidenten in Lindau vom 14, 
Juni 1949 (Amtsblatt Nr, 24) 
außer Kraft. Anhängige Be- 
schwerden, die nach Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes nicht mehr 
zulässig wären, gelten als er- 
ledigt. 
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